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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


F 


(Nr. 3047.) Geſetz über die Errichtung der Buͤrgerwehr. Vom 17. Oktober 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 


verordnen mit Zuſtimmung der zur Vereinbarung der Preußiſchen Verfaſſung 
u Verſammlung auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums was 
olgt: 


Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 1, 

Die Buͤrgerwehr hat die Beſtimmung, die verfaſſungsmaͤßige Freiheit 
und die geſetzliche Ordnung zu ſchuͤtzen und bei Vertheidigung des Vaterlandes 
gegen aͤußere Feinde mitzuwirken. 

In ihren dienſtlichen Verſammlungen darf fie über öffentliche Angele- 
genheiten nicht berathen. 


2 
Die Buͤrgerwehr ſoll in allen Gemeinden des Königreichs beſtehen. 


W 

Durch Königliche Verordnung kann aus wichtigen, in der Auflöfungs- 
Order anzugebenden Gruͤnden die! uͤrgerwehr einzelner Gemeinden oder Kreiſe 
ihres Dienſtes enthoben oder aufgelöft werden. 

Die Dienftenthebuug darf nicht länger als ſechs Monate dauern. Im 
Fall einer Aufloͤſung muß die Verordnung wegen der neuen Organiſation der 
Buͤrgerwehr binnen 3 Monaten erfolgen. 


g F. 4. 

Wenn die Buͤrgerwehr einer Gemeinde oder eines Kreiſes den Requiſi⸗ 

tionen der Behörden Folge zu leiſten ſich weigert, oder ſich in die Verrichtun⸗ 

gen der Gemeinde-, der Verwaltungs- oder gerichtlichen Behoͤrden einmiſcht, 
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fo kann der Verwaltungschef des Regierungsbezirks unter Angabe der Gründe 
ſie vorlaͤufig ihres Dienſtes entheben. 

Dieſe Dienſtenthebung hoͤrt nach Ablauf von vier Wochen von ſelbſt 
auf, wenn nicht innerhalb dieſer Zeit die Beſtaͤtigung derſelben oder die Auf— 
löfung der Buͤrgerwehr nach F. 3. erfolgt. 


$ 5. 
Die Bürgerwehr gehört zum Reſſort des Miniſters des Innern. 


8 
Die Mitglieder der Buͤrgerwehr duͤrfen ſich ohne Befehl ihrer Anfuͤhrer 
weder zu dienſtlichen Zwecken verſammeln, noch unter die Waffen treten. 
Die Anfuͤhrer duͤrfen dieſen Befehl nicht ohne Requiſition der zuſtaͤndi⸗ 
gen Civilbehoͤrden ($. 67.) ertheilen, ausgenommen fo weit es ſich um die 
Vollziehung des Dienſtreglements handelt. 


sen 
Jedes Mitglied der Buͤrgerwehr leiſtet vor dem Gemeindevorſteher in 
Gegenwart des Befehlshabers der Buͤrgerwehr folgende feierliche Verſicherung: 


„Ich gelobe Treue dem Könige und Gehorſam der Verfaſſung und 
den Geſetzen des Koͤnigreichs.“ 


Abſchnitt l. 
Berechtigung und Verpflichtung zum Dienſte. 
b. 8. 


Jeder Preuße nach vollendetem vierundzwanzigſten und vor zuruͤckgeleg⸗ 
tem funfzigſten Lebensjahre iſt, vorbehaltlich der unverkuͤrzten Erfuͤllung der 
Militairpflicht, zum Dienſte in der Buͤrgerwehr derjenigen Gemeinde berech— 
tigt 10 verpflichtet, in welcher er ſeit wenigſtens einem Jahre ſich aufgehal— 
ten hat. 


3 
Derjenige, welcher bereits in ſeinem fruͤheren Wohnorte Mitglied der 
Buͤrgerwehr war, iſt bei ſeiner Ueberſiedelung an einen anderen Ort zum ſo— 
fortigen Eintritt in die dortige Buͤrgerwehr berechtigt und verpflichtet. 


$. 10. 

Der Dienſt in der Buͤrgerwehr iſt unvereinbar mit dem Amte eines 

Verwaltungschefs des Regierungsbezirks oder Kreiſes, 

Buͤrgermeiſters, 

eines exekutiven Sicherheitsbeamten, 

Beamten der Staatsanwaltſchaft, 

Gerichtspraͤſidenten oder Direktors, 

Unterſuchungsrichters, 


N 
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Einzelrichters, 

Ortsſchulzen oder eines jeden anderen Vorſtehers einer Gemeinde, 
einer im aktiven Dienſte befindlichen Militairperſon, 

eines Vorſtehers und Gefangenwaͤrters in einer Gefangenanſtalt. 


§. 11. 


Zum Dienſt ſind nicht verpflichtet: 
1) Miniſter. 
2) Geiſtliche, 
3) Grenz-, Zoll, Steuer-, Forſtſchutz⸗ und Poſtbeamte, 
4) Eiſenbahnbeamte, 
5) Lootſen. 
$. 12. 
Aus geſchloſſen von der Buͤrgerwehr find diejenigen, welche ſich in Fol 
rechtskraͤftiger richterlicher Erkenn niſſe nicht im Vollgenuſſe der begehen 
Rechte befinden. 


Abſchnitt I 


Stammliſten der Buͤrgerwehrpflichtigen. 
$ 13. 


In jeder Gemeinde wird eine Stammliſte aller derjenigen angelegt, 
welche in Gemaͤßheit der §§. 8. bis 12. zur Buͤrgerwehr heranzuziehen ſind⸗ 


$. 14. 

Die Stammliſte wird von dem Gemeindevorſtande gefertigt, ſie wird je⸗ 
des Jahr erneuert und vom 1. bis 15. Dezember zu Jedermanns Einſicht auf 
dem Sekretariat der Gemeinde offen gelegt. Jedes Gemeindemitglied kann bis 
zum 20. Dezember einſchließlich ſeine Bemerkungen gegen die Stammliſte bei 
dem Gemeindevorſtande anbringen. In der Zeit vom 21. bis 31. Dezember 
wird die Stammliſte von der Gemeindevertretung revidirt und mit Ruͤckſicht 
auf 5 eingegangenen Bemerkungen oder von Amts wegen berichtigt und feits 

eſtellt. f 

0 Die feſtgeſtellte Liſte wird vom 1. bis 15. Januar auf dem Sekretariate 
offen gelegt. Gegen die Feſtſtellung geht die Berufung an die Kreisvertretung, 
welche daruͤber endguͤltig entſcheidet. f 


Abſchnitt III. 
Dienſtliſten der Buͤrgerwehrpflichtigen. 
$. 15. 
Aus der Stammliſte werden durch die Gemeindevertretung jaͤhrlich zwei 
Dienſtliſten ausgezogen. | 
{Nr. 3017.) 53* §. 16. 


Die erſte Dienftlifte umfaßt die zum laufenden Dienſte anwendbare 
Mannſchaft (Dienſtwehr). 
H. 17. 


In allen Gemeinden, in welchen die Geſammtzahl der fuͤr den laufen⸗ 
den Dienſt verwendbaren Männer den 20ſten Theil der Bevoͤlkerung uͤberſteigt, 
hat die Gemeindevertretung das Recht, die wirklich dienſtthuende Mannſchaft 
auf dieſen Theil der Bevoͤlkerung zu beſchraͤnken. Macht fie von dieſer Befug⸗ 
niß Gebrauch, ſo muß ſie durch das Loos einen Wechſel des Dienſtes in der 
Art fefiftellen, daß alle für den laufenden Dienſt verwendbaren Männer inner⸗ 
halb des Jahres, fuͤr welches die Dienſtliſte gilt, nach und nach an die Reihe 
kommen. Es darf jedoch bei dem jedesmaligen Wechſel nicht mehr als ein 
Drittel ausſcheiden; auch muͤſſen alle Altersklaſſen moͤglichſt nach Verhaͤltniß 
der N vorhandenen Zahl von Buͤrgerwehrmaͤnnern gleichzeitig herangezogen 
werden. ü 


$. 18. 


Die zweite Dienſtliſte begreift diejenigen, welche nur in außerordentlichen 
Fällen zum Dienſte heranzuziehen find (Huͤlfswehr). 

Sie bildet ſich aus denjenigen, welche ihre Aufnahme in dieſelbe bean- 
tragen. Nee zu dieſem Verlangen ſind nur Dienſtboten und alle dieje⸗ 
nigen, fuͤr welche der laufende Dienſt eine zu druͤckende Laſt ſein wuͤrde. 


§. 19. 


Es koͤnnen auf ihren Antrag und unter Genehmigung der Gemeinde- 
Vertretung, nach Anhoͤrung des Befehlshabers der Buͤrgerwehr, in die erſte 
Dienſtliſte aufgenommen werden: 

1) Perſonen uͤber 50 Jahre. i 
2) Perſonen von mehr als 17 und weniger als 24 Jahren, im Falle der 
Minderjaͤhrigkeit mit Zuſtimmung des Vaters oder Vormundes. 


H. 20. 


Die Kompagnieen und Unterabtheilungen derſelben werden aus den in 
die erſte Dienſtliſte (Dienſtwehrliſte) eingetragenen Perſonen gebildet. 

Die in die zweite Dienftlifte Huͤlfswehrliſte) aufgenommenen Perſonen 
werden den Kompagnieen oder deren Unterabtheilungen in der Art zugetheilt, 
daß ſie denſelben, wenn es noͤthig iſt, einverleibt werden koͤnnen. 


F. 21. 


Jeder, welcher ſich auf der Stammliſte befindet, kann daruͤber Beſchwerde 
erheben, daß er oder daß irgend ein Anderer mit Unrecht in die erſte oder die 
zweite Dienſtliſte aufgenommen ſei. 

Ueber die Beſchwerde entſcheidet endguͤltig die Kreisvertretung. 


H. 22. 


— 293 — 
H. 22. 


Die Dienſtliſten werden auf dem Sekretariat der Gemeinden zu Jeder: 
manns Einſicht offen gelegt. 


A bſchnitt IV. 
Von der Pflicht, den Dienſt der Buͤrgerwehr in Perſon zu leiſten 
und Befreiung von der Dienſtleiſtung. 
ER 
Jeder Buͤrgerwehrmann iſt verpflichtet, den Dienſt in Perſon zu leiſten. 
§. 24. 

Die Mitglieder der Nationalvertretung konnen waͤhrend der Dauer der 
Verſammlung den Dienſt in der Buͤrgerwehr ablehnen, wenngleich ſie in die 
erſte Dienſtliſte eingetragen ſind. 

$. 25. 

Vom Dienſte entbunden ſind die Perſonen, welche ſich durch Krankheit 

oder Gebrechlichkeit außer Stande befinden, den Dienſt zu thun. 
$. 26. 

Es Fönnen eine zeitige Entbindung vom Dienfte in Anſpruch nehmen 
diejenigen, welche durch Amts⸗ oder dringende Berufsgeſchaͤfte oder andere per⸗ 
ſönliche Verhaͤltniſſe verhindert find, denſelben zu leiſten. 

§. 27. 


Ueber die auf H. 25. oder 26, geſtuͤtzten Geſuche um Entbindung von 
dem Dienſte entſcheidet endguͤltig der in F. 63. bezeichnete Verwaltungsausſchuß. 
Bei Behinderung durch Amtsgeſchaͤfte iſt das Atteſt des Dienſtvorgeſetz⸗ 


ten genuͤgend. 
A bf . 
Bildung der Buͤrgerwehr. 
$. 28. | 

Die wirklich dienſtthuenden Mannſchaften der Buͤrgerwehr werden in Ba— 

taillone, Kompagnieen, Zuͤge und Rotten (Sektionen) eingetheilt. 
F. 29. 

Eine Rotte beſteht aus 10 bis 20 Mann. Sie hat außerdem einen Rot- 
tenfuͤhrer und ein bis zwei Gefreite. 

ö F. 30. 

Zwei bis vier ſolcher Rotten (20 bis 40 Mann) bilden einen Zug. Der- 
ſelbe hat einen Zugführer, einen Stellvertreter des Zugfuͤhrers und einen Rot- 
tenmeiſter, welcher den Dienſt des Feldwebels bei dem Zuge verſieht. 

(Nr, 3047.) 
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F. 31. 


Vier bis ſechs ſolcher Züge (80 bis 160 Mann) bilden eine Kompagnie. 
Jede Kompagnie hat 
einen Hauptmann, 
einen Ober⸗Zugfuͤhrer, 
einen Feldwebel, } 
einen Schreiber, der zugleich Ordonnanzdienſte zu verſehen hat, 
einen Tambour und einen Horniſten. 


$. 32. 


Drei bis ſechs Kompagnieen (400 -800 Mann) bilden ein Bataillon. 
Der Stab eines jeden Bataillons beſteht aus 
einem Major, 
einem Adjutanten, 5 
einem Schreiber, der zugleich Ordonnanzdienſte zu thun hat, 
einem Bataillonstambour. 
Wo es die oͤrtlichen Verhaͤltniſſe geſtatten, ſoll die Eintheilung der 
Bürgerwehr in Bataillone, Kompagnieen, Züge u. ſ. w., der des ſtehenden 
Heeres gleich, erfolgen. 


$. 3, 


In jedem Kreiſe, ſowie in jeder Stadt, deren Buͤrgerwehr zwei oder 
mehrere Bataillone zaͤhlt, führt ein Oberſt den Oberbefehl. 


$. 34. 


Der Stab des Oberſten beſteht, wenn die Zahl der Bataillone nicht 
mehr als drei betraͤgt, aus einem Adjutanten; wenn ſie vier bis ſechs betraͤgt, 
aus zwei Adjutanten, und kann bei ſteigender Zahl der Bataillone in dieſem 
Verhaͤltniſſe vermehrt werden. Außerdem erhaͤlt der Oberſt einen Schreiber, 
der zugleich Ordonnanzdienſte zu thun hat. 


H. 35. 


In denjenigen Orten, wo die Buͤrgerwehr mindeſtens die Staͤrke eines 
Vataillons erreicht, erfolgt bei der Organiſation oder der Reorganiſation der 
Buͤrgerwehr die Bildung des Bataillons oder der Bataillone, ſowie der Kom— 
paguleen, Züge und Rotten durch die Gemeindevertretung. 


$. 36. 


In ſoweit ein Bataillon, eine Kompagnie oder eine Abtheilung derſelben 
nur dadurch gebildet werden kann, daß die Buͤrgerwehr mehrerer Gemeinden 
zuſammentritt, wird dieſe Formation (F. 35.) durch die Kreisvertretung an— 
geordnet. 
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§. 37. 
Nach ſtattgehabter Organiſation geſchieht die Zutheilung der neu eintre— 
tenden Buͤrgerwehrmaͤnner durch den Befehlshaber der Buͤrgerwehr der Ge— 
meinde. 


H. 38. 
In jeder Gemeinde führt derjenige, welcher die hoͤchſte Stelle in der 
Buͤrgerwehr bekleidet, den Oberbefehl. Bei gleichem Range entſcheidet das 
Dienſtalter. 


H. 39. 

Wenn ſich in einer Gemeinde wenigſtens 15, oder in einem Kreiſe wes 
nigſtens 60 Buͤrgerwehrmaͤnner befinden, welche auf eigene Koſten ein be— 
rittenes Korps bilden wollen, ſo kann dies im erſteren Falle mit Zuſtimmung 
der Gemeindevertretung, im letzteren mit Zuſtimmung der Kreisvertretung ge— 


ſchehen. 
H. 40. 
Die berittenen Korps werden in Zuͤge und Schwadronen eingetheilt. 


H. 41. 


Ein Zug beſteht aus 15 bis 30 Mann. Er hat einen Zugfuͤhrer, einen 
Stelloertreter deſſelben und einen bis zwei Rottenmeiſter. 


§. 42. 
Zwei bis vier Züge (60 — 120 Mann) bilden eine Schwadron. Jede 
Schwadron hat 
einen Rittmeiſter, 
einen Oberzugfuͤhrer, 
einen Wachtmeiſter, 
einen Schreiber und 
einen bis zwei Trompeter. 


§. 43. 

Die berittene Buͤrgerwehr ſteht unter dem Befehlshaber der Buͤrger— 
wehr der Gemeinde, in welcher ſie ſich gebildet hat, oder, wenn ſie aus Be— 
wohnern mehrerer Gemeinden beſteht, unter dem Oberſten der Buͤrgerwehr des 
Kreiſes. 


H. 44. 

Es ſteht der Buͤrgerwehr frei, bei ſich Artillerie einzufuͤhren. Dazu iſt 
jede Gemeinde berechtigt, welche ſich verpflichtet, 4 Geſchuͤtze nebſt der noͤthigen 
Beſpannung und Mannſchaft zu beſchaffen und auf dem Fuße der Artillerie 
des ſtehenden Heeres zu organiſiren und zu erhalten. Auch ſteht der Buͤrger— 

(Fr. 3017.) wehr 
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wehr einer jeden Gemeinde frei, Diejenigen, welche bei den Pionieren gedient 
haben, in eine eigene Abtheilung zu vereinigen. 


Abſchnitt VI. 


Wahl und Ernennung der Vorgeſetzten. 


$. 45. 


Die Anführer der Buͤrgerwehr werden von allen Buͤrgerwehrmaͤnnern 
der Dienſtwehrliſte ($. 16.) gewählt. 


$. 46. 


Der Oberſt wird vom Könige aus der Lifte von drei Kandidaten ernannt, 
welche in drei einzelnen Wahlakten gewaͤhlt werden. 


$. 47. 


Die Wahl der Anführer geſchieht mittelſt geſtempelter Stimmzettel nach 
abſoluter Stimmenmehrheit unter Leitung des Gemeindevorſtehers des Wahlorts, 
welcher aus den Mitgliedern der Buͤrgerwehr einen Protokollfuͤhrer und die erfor: 
derlichen Stimmzaͤhler zuzieht. 

Wenn die Majorität bei dem erſten Skrutinium nicht vorhanden iſt, ſo 
werden diejenigen beiden Kandidaten, welche die meiſten Stimmen haben, auf 
die engere Wahl gebracht; bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


§. 48. 


Iſt die Buͤrgerwehrmannſchaft in einer Gemeinde geringer als eine 
Kompagnie, ſo 4 80 ſaͤmmtliche Buͤrgerwehrmaͤnner der Dienſtwehrliſte die 
Fuͤhrer der Rotten, und, wenn ſie einen Zug bilden, auch den Zugfuͤhrer und 
deſſen Stellvertreter. 

$. 49. 

Beſteht die Buͤrgerwehrmannſchaft in einer Gemeinde aus einer oder 
mehreren Kompagnieen, ſo waͤhlt jede Kompagnie ihren Hauptmann und die 
uͤbrigen Anfuͤhrer. 
a $. 50. 

Iſt die Kompagnie aus der Buͤrgerwehrmannſchaft zweier oder mehrerer 
Gemeinden zuſammengeſetzt, ſo wird der Wahlakt der gemeinſchaftlichen An- 
führer in derjenigen Gemeinde vorgenommen, welche die ſtaͤrkſte Buͤrgerwehr— 
mannſchaft hat. 

$. 51. 
Zur Wahl des Majors treten die zu einem Bataillon gehörigen Kom⸗ 


pagnieen einzeln zuſammen. Die in den einzelnen Kompagnieen geſammel⸗ 
ten 
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ten Stimmzettel werden in eine gemeinſchaftliche Wahlurne geworfen, aus 
welcher die Eroͤffnung der Stimmzettel und die Feſtſtellung des Wahlergeb— 
niſſes erfolgt. f FR 

Das Geſchaͤft wird durch die Stimmzaͤhler der einzelnen Kompagnieen 
unter Leitung des Gemeindevorſtehers des Wahlorts vollfuͤhrt. 


H. 52. 


In gleicher Weiſe (F. 51.) werden die drei Kandidaten fuͤr die Stelle 
des Oberſten ($. 46.) von ſaͤmmtlichen Kompagnieen des Bataillons gewählt. 


$. 33. 


Ueber Beſchwerden gegen die Guͤltigkeit der Wahlen bis zum Haupt⸗ 
mann einſchließlich entſcheidet, vorbehaltlich der Berufung an die Kreisvertretung, 
die Gemeindevertretung des Wahlorts. 

Ueber Beſchwerden gegen die Guͤltigkeit der Wahlen des Majors und 
der drei Kandidaten fuͤr die Stelle des Oberſten entſcheidet die Kreisvertretung, 
vorbehaltlich der Berufung an die Bezirksvertretung. 

Sowohl fuͤr die Beſchwerden uͤber die Guͤltigkeit der Wahlen, als auch 
für die Berufung an die Kreis- und Bezirksvertretung findet eine praäflufive 
Friſt von 10 Tagen ſtatt. 

An der Entſcheidung nehmen diejenigen nicht Theil, welche bei der ange— 
griffenen Wahl als Gemeindevorſteher, Protokollfuͤhrer oder Stimmzaͤhler mit: 
gewirkt haben. 


$. 34. 


Die Adjutanten werden von den betreffenden Befehlshabern aus der 
Zahl der Zugfuͤhrer, der Bataillonsſchreiber aus der Zahl der Führer der Not: 
ten, der Bataillons-Tambour aus der Zahl der Trommler ernannt. 

Der Feldwebel und der Wachtmeiſter werden vom Hauptmann oder 
Rittmeiſter aus der Zahl der Rottenfuͤhrer erwaͤhlt. Der Schreiber wird aus 
drei vom Hauptmanne oder Rittmeiſter vorzuſchlagenden Kandidaten von der 
Mannſchaft gewaͤhlt. 


§. 55. 


Die Wahlen und Ernennungen der Anfuͤhrer geſchehen auf drei Jahre, 
zum erſten Male auf Ein Jahr. Jeder ift zur Annahme der auf ihn gefalle: 
nen Wahl fuͤr die Dauer einer Wahlperiode verpflichtet. Die naͤmliche Perſon 
kann wieder erwaͤhlt oder ernannt werden. Jedoch kann fie die Wahl für die 
naͤchſte Wahlperiode ablehnen. 

§. 56. 

Im Falle der Erledigung einer Stelle findet eine Erſatzwahl fuͤr die 

Dauer der noch uͤbrigen Dienſtzeit des Abgegangenen ſtatt. 


Jahrgang 1848. (Fr. 3047.) 54 Ab⸗ 
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A bſchuitt VII. 


Dienſtzeichen und Ausruͤſtung der Bürgerwehr. 
Ker 57. 


Die Buͤrgerwehr ſoll ein im ganzen Lande gleiches Dienſtzeichen tragen, 
welches vom Koͤnige beſtimmt wird. f 


$. 58, 


Die Bewaffnung für die Bürgerwehr ift: 
1) für alle Anführer vom Zugführer aufwärts ein Seitengewehr, 
2) für die Wehrmaͤnner und Rottenfuͤhrer eine Muskete mit Bajonett und 
Patrontaſche. 4 
Die Bewaffnung der Kavallerie und der Artilleriften bleibt der Kreis— 
vertretung vorbehalten. 


H. 59. 


Der Buͤrgerwehr einzelner Gemeinden iſt es geſtattet, aus denjenigen 
Buͤrgerwehrmaͤnnern, welche erweislich geuͤbte Buͤchſenſchuͤtzen ſind, eine 
Schuͤtzenabtheilung zu bilden. Die Zahl dieſer Buͤchſenſchuͤtzen wird vom 
d der Buͤrgerwehr mit Genehmigung der Gemeindevertretung feſt— 
eſtellt. 
Ueber den Eintritt in die Schuͤtzenabtheilung eutfcheidet das Kommando 
der Buͤrgerwehr. Die Mitglieder der beſtehenden Schuͤtzengilden haben als 
ſolche kein Vorrecht, in die Schuͤtzenabtheilung der Buͤrgerwehr einzutreten, und 
muͤſſen, wenn ſie aufgenommen ſind, das Dienſtzeichen der Buͤrgerwehr beim 
Buͤrgerwehrdienſt tragen. Einzelne Abtheilungen der Buͤrgerwehr koͤnnen ſtatt 
der Musketen Jagdgewehre oder Piken waͤhlen. 


$. 60. 

Fuͤr die Dienfizeichen und für die Waffen muß jedes Mitglied der Buͤr— 
gerwehr auf eigene Koſten ſorgen. 

Die Gemeinde iſt jedoch verpflichtet, dieſe Gegenftände auf ihre Koſten 
in ſolcher Menge zu beſchaffen, als zur Ausruͤſtung desjenigen Theiles der 
wirklich dienſtthuenden Mannſchaft, welcher die Koſten aus eigenen Mitteln 
nicht tragen kann, erforderlich iſt. 

§. 61. 

Die Trommeln nebſt Zubehoͤr und die Signalhoͤrner werden von der 

Gemeinde geliefert und unterhalten; auch wird von ihr die Munition beſchafft. 
§. 62, 


Die Gemeinde behält das Eigenthum der von ihr angeſchaſſten Aus— 
ruͤſtungsgegenſtaͤnde. 
Ab⸗ 
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Abſchnitt VIII. 
Verwaltung. 


H. 63. 


In jeder Gemeinde beſteht ein Verwaltungsausſchuß. 

Er wird aus drei Mitgliedern gebildet, wenn die Mannſchaft weniger 
als eine Kompagnie, aus fuͤnf Mitgliedern, wenn ſie weniger als ein Bataillon 
ausmacht, aus ſieben Mitgliedern, wenn die Mannſchaft aus einem Ba— 
taillon — und aus neun Mitgliedern, wenn ſie aus mehreren Bataillonen 
beſteht. 

$. 64. 


Mitglied des Verwaltungsausſchuſſes in jeder Gemeinde iſt der Vor— 
ſteher derſelben. Von den uͤbrigen Mitgliedern wird die eine Haͤlfte von der 
Gemeindevertretung, die andere Haͤlfte von der Buͤrgerwehr auf drei Jahre 
gewaͤhlt. 

§. 65. 

Dem Verwaltungsausſchuſſe liegt die Fuͤrſorge für die Ausruͤſtung und 
Bewaffnung und die Beſorgung aller übrigen oͤkonomiſchen Angelegenheiten 
nach Anhörung des Befehlshabers der Buͤrgerwehr der Gemeinde, nach Maß— 
gabe der Beſchluͤſſe und Etatsfeſtſetzungen der Gemeindevertretung ob. 

Außerdem gebuͤhrt ihm die Prüfung und Entſcheidung der im $. 27. 
erwaͤhnten Geſuche. 

Der Vorſteher der Gemeinde fuͤhrt den Vorſitz im Verwaltungs⸗ 
Ausſchuſſe. 


Abſchnitt IX. 


Dienſt der Buͤr gerwehr. 
$. 66. 


Die Buͤrgerwehr tritt, ſobald es der im §. 1. fein Zweck erheiſcht, 
auf Requiſition des Gemeindevorſtehers oder der von ihm delegirten Gemeinde: 
beamten, ſowie der demſelben vorgeſetzten Kreisbehoͤrde in Dienſtthaͤtigkeit. 


$. 67. 


Die Requiſition wird an den Befehlshaber der Buͤrgerwehr der Gemeinde, 
oder an die von demſelben ermaͤchtigten Unterbefehlshaber erlaſſen. Geht die 
Requiſition von der Freisbehoͤrde aus, ſo muß gleichzeitig dem Gemeindevor— 
ſtande davon Kenntniß gegeben werden. 
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H. 68. 


Zur Beſtellung von Wachtdienſten und zu regelmaͤßigem Garniſondienſte 
überhaupt ift die Buͤrgerwehr nur in Kriegszeiten, wenn in ihnen Abweſenheit 
oder Verhinderung des Militairs ſtattfindet, oder ſonſt in Zeiten geflörter 
öffentlicher Ordnung verbunden; wohl aber dazu jederzeit mit Einwilligung 
der Gemeindeverwaltung berechtigt. 


$. 69. 


Zum Dienſt außerhalb ihrer Gemeinde iſt die Buͤrgerwehr nur auf Re⸗ 
quiſition des Verwaltungsvorſtehers des Kreiſes verpflichtet. 

Es reicht jedoch im Falle einer drohenden Gefahr die ſchriftliche Requi— 
ſition des Vorſtehers einer benachbarten Gemeinde ſelbſt eines anderen Kreiſes 
hin, welcher hiervon ſeiner vorgeſetzten Behoͤrde ſofort Nachricht zu geben hat. 


$. 70. 


Zum Dienſt außerhalb des Kreiſes iſt die See der Gemeinden 
deſſelben nicht verpflichtet, mit Ausnahme des im $. 69. im Schlußſatze ange— 
gebenen Falls der nachbarlichen Huͤlfe. 


§. 71. 


Erleidet ein Buͤrgerwehrmann in feiner Dienfipflicht ſolche Beſchaͤdigun⸗ 
gen, welche ihn zum Betriebe feiner Erwerbsbeſchaͤftigung ganz oder theilweiſe 
unfähig machen, fo wird für die Dauer dieſer Unfähigkeit ihm, und falls ein 
Buͤrgerwehrmann in ſeinen Dienſtverrichtungen das Leben verliert, ſeiner Familie 
ein nach ſeinen Verhaͤltniſſen abzumeſſender, jedoch auf das Nothwendige be— 
ſchraͤnkter Unterhalt zugeſichert. Dieſen Unterhalt hat die Gemeinde zu ge— 
waͤhren, vorbehaltlich ihres Regreſſes an rechtlich naͤher Verpflichtete. 


8 7 
Die Waffenuͤbungen der Buͤrgerwehr ſollen wenigſtens zwölf Mal im 
Jahre, und zwar innerhalb des Gemeindebezirks Statt finden. 
§. 73. 


Die Buͤrgerwehren mehrerer Gemeinden, welche vereint eine Kompagnie 
bilden, muͤſſen alljährlich mindeſtens vier Mal zu gemeinſchaftlichen Waffen— 
uͤbungen an einem Orte im Bezirk dieſer Gemeinden verſammelt werden. 


§. 74. 


Das Nähere uͤber die Waffenuͤbungen, ſowie über die Ordnung des 
Dienſtes uͤberhaupt, wird durch ein Reglement beſtimmt, welches von dem 
Oberſten der Buͤrgerwehr unter Zuziehung der Majore und Hauptleute ent⸗ 
worfen und der Kreisvertretung zur Genehmigung vorgelegt wird. 


§. 75. 


Jeder Buͤrgerwehrmann muß den Befehlen ſeiner Vorgeſetzten zur Lei— 
ſtung 
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ſtung eines Buͤrgerwehrdienſtes, und waͤhrend des Dienſtes puͤnktlich Gehorſam 
leiſten. Im Falle der Krankheit oder anderer dringender Hinderniſſe hat der 
zum Dienſt Berufene dies dem Befehlshaber ſogleich anzuzeigen. 


$. 76. 

Die Art der Zuſammenberufung der Buͤrgerwehr wird durch das im 
$. 74. erwähnte Reglement beſtimmt. 

Auf die Aufforderung oder das feſtgeſetzte Signal muß ſich jeder dienſt⸗ 
thuende Buͤrgerwehrmann, mit dem Dienſtzeichen verſehen, bewaffnet auf dem 
Sammelplatze einfinden. 

Die bloße Behauptung, von dem gegebenen Signal keine Kenntniß er- 
halten zu haben, kann das Ausbleiben nicht entſchuldigen. 


§. 77. 

Die im Dienſt befindliche Buͤrgerwehr hat das Recht, ſelbſt ohne Re- 
quiſition der Civilbehoͤrden, von den Waffen Gebrauch zu machen, wenn Ge— 
waltthätigfeiten gegen fie verübt werden, oder wenn fie nur durch Anwendung 
der Waffen verhindern kann, daß ſie von der eingenommenen Stellung oder 
einem ihr angewieſenen Poſten verdraͤngt werde, oder daß gewaltſame Angriffe 
gegen Perſonen oder Eigenthum begangen werden. 


$. 78. 

Tritt das zur Unterſtuͤtzung der Buͤrgerwehr requirirte Militair in Thaͤ⸗ 

tigkeit, fo bildet die Buͤrgerwehr die Reſerve deffelben. 
§. 79. 

Die in die zweite Dienftlifte eingetragenen Buͤrgerwehrmaͤnner ($. 18.) 
koͤnnen durch einen Beſchluß der Gemeindevertretung zum Dienſt herangezogen 
werden. 

ö Der Beſchluß muß zugleich die Zahl der einzuberufenden Mannſchaften 
feſtſetzen. 


Abſchnitt X. 


Strafen. 


$. 80. N 

Jeder Befehlshaber der Buͤrgerwehr oder einer Abtheilung derſelben, 
welcher den Requiſitionen der zuftändigen Behörden, die Buͤrgerwehr zu einem 
geſetzlichen Dienſte in Thaͤtigkeit zu ſetzen, nicht Folge leiſtet, wird mit Gefaͤng⸗ 

niß von acht Tagen bis zu ſechs Monaten beſtraft. 

5 $ 81, 

Jeder Befehlshaber der Buͤrgerwehr oder einer Abtheilung derſelben, 
welcher außer den im Gefige vorgeſehenen Fällen die Buͤrgerwehr ohne Re— 
(Nr. 2017.) qui⸗ 


zu = 


quifition der zuftändigen Behörden in Thaͤtigkeit ſetzt, wird mit Gefaͤngniß von 
vierzehn Tagen bis zu einem Jahre beſtraft. 


F. 82. 


Die Verfolgung wegen der in den $$. 80. und 81. vorgeſehenen Ver— 
gehen hat die Suspenſion vom Dienſte zur Folge. Es kann auch auf Ver— 
luft der Stelle erkannt werden, in welchem Falle die Wiedererwählung binnen 
drei Jahren nicht zulaͤſſig iſt. 


§. 83. 


Wenn Mitglieder der Buͤrgerwehr in größeren oder kleineren Aotheilun— 
gen ſich ohne Befehl zu dienſtlichen Zwecken verſammeln oder eigenmaͤchtig 
unter die Waffen treten (F. 6.), jo werden die Betheiligten von dem Oberſten 
des Dienſtes enthoben. Sie werden außerdem mit Gefaͤngniß von drei Tagen 
bis zu drei Monaten und nach Befinden der Umſtaͤnde wit der Entfernung 
aus der Buͤrgerwehr auf ein bis drei Jahre beſtraft. 


H. 84. 


Jedes Mitglied der Buͤrgerwehr, welches Waffen oder andere zur Aus— 
rüftung gehörende Gegenſtaͤnde, die ihm von der Gemeinde anvertraut find, 
abſichtlich verdirbt oder zerſtoͤrt, oder verkauft, verpfaͤndet, verſchenkt oder ſonſt 
bei Seite ſchafft, wird nach den gemeinen Strafgeſetzen oder, inſoweit dieſe 
nicht zur Anwendung kommen, mit Gefaͤngniß von drei Tagen bis zu ſechs 
Monaten beſtraft. 

So lange der Eigenthuͤmer von Waffen und ſonſtigen Ausrüftungsgegen- 
ſtaͤnden Buͤrgerwehrmann iſt, duͤrfen dieſelben nicht abgepfaͤndet werden. 


$. 85. 


Die in den $$. 80., 81., 83. und 84. vorgeſehenen Vergehen gehoͤren 
vor die ordentlichen Gerichte. 


$. 86, 


Jeder Vorgeſetzte kann feinen Untergebenen im Dienfte ee er 
kann ſogar zur Aufrechthaltung der Ordnung deſſen ſofortige Entwaffnung und 
Entfernung oder auch Einſperrung bis auf 24 Stunden im Falle der Trun⸗ 
kenheit oder Widerſetzlichkeit anordnen. 5 

Die Anwendung einer etwa verwirkten Strafe wird hierdurch nicht aus— 


geſchloſſen. 
§. 87. 


Die in den §§. 80 — 84. nicht vorgeſehenen Uebertretungen dieſes Ge⸗ 
ſetzes und des im H. 74. erwähnten Dienſtreglements werden mit nachſtehenden 


Disziplinarſtrafen geahndet: 
1) mit 
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1) mit einfachem Verweiſe; 

2) mit geſchaͤrftem Verweiſe; 

3) Entziehung des Grades; 

4) Entfernung aus der Buͤrgerwehr auf 3 Monate bis 3 Jahre. 


$. 88. 


Wer aus der Buͤrgerwehr entfernt wird, kann zugleich verurtheilt wer: 
den, bis zum Ablaufe der Strafzeit eine Geldbuße zu zahlen, deren jaͤhrlicher 
Betrag hoͤchſtens 50 Rthlr. ſein ſoll. 


H. 89. 


Die Entfernung aus der Buͤrgerwehr wird unter Angabe der Gruͤnde 
der Gemeindevertretung angezeigt. 


A bſchnitt X. 


Bur gerwehrgerichte. 


H. 90. 


Die Unterſuchung und Beſtrafung der Disziplinarvergehen ($$. 87-89.) 
erfolgt durch Buͤrgerwehrgerichte. 


F. 91. 


Die Buͤrgerwehrgerichte ſind entweder 
1) Kompagniegerichte, oder 
2) Bataillonsgerichte. 


F. 92. 


Das Kompagniegericht beſteht bei jeder Kompagnie aus neun Buͤrger⸗ 
wehrmaͤnnern derſelben. 

Zu feiner Kompetenz gehören alle Disziplinarvergehen der Buͤrgerwehr— 
männer, Noltenmeiſter, Gefreiten, Rottenfüͤhrer, Feldwebel und Schreiber, ſo— 
wie der Tambours und Horniſten der Kompagnie. 


$. 93. 


Das Bataillonsgericht beſteht aus neun Buͤrgerwehrmaͤnnern des Ba— 
taillons. a 
Zur Kompetenz deſſelben gehören alle Disziplinarvergehen der Anführer 
der zum Bataillon gehörenden Kompagnieen, vom Zugfuͤhrer aufwaͤrts bis ein— 
ſchließlich des Majors. 
(Nr. 3047.) $. 94. 
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H. 94. 


Die Mitglieder des Kompagniegerichts werden von ſaͤmmtlichen Buͤrger— 
wehrmaͤnnern der Dienſtwehrliſte der Kompagnie, unter Leitung des Haupt⸗ 
manns, und die Mitglieder des Bataillonsgerichts von ſaͤmmtlichen Buͤrger— 
wehrmaͤnnern der Dienſtwehrliſte des Bataillons, unter Leitung des Majors, 
nach abſoluter Stimmenmehrheit aus ſaͤmmtlichen Mitgliedern der Buͤrgerwehr, 
einſchließlich der Offiziere, Zugfuͤhrer und Rottenfuͤhrer, gewaͤhlt. 


$. 95. 


Bildet die berittene Buͤr erwehr einer Gemeinde eine Schwadron, ſo 
wird bei derſelben in gleicher Weiſe und zu gleichem Zwecke, wie bei jeder 
Kompagnie, ein Buͤrgerwehrgericht gebildet. 


§. 96. 


Hat die berittene Buͤrgerwehr einer Gemeinde nicht die Staͤrke einer 
Schwadron, fo ſteht die Mannſchaft unter dem Kompagniegericht. Sind meh: 
rere Kompagnieen vorhanden, ſo beſtimmt der Befehlshaber der Buͤrgerwehr 
der Gemeinde das Kompagniegericht, unter welchem die Mannſchaft ſtehen ſoll. 


§. 97. 


Die Zugfuͤhrer und Rittmeiſter der berittenen Buͤrgerwehr ſtehen unter 
dem Bataillonsgerichte ihrer Gemeinde. 
Sind mehrere Bataillonsgerichte in einer Gemeinde vorhanden, jo be⸗ 
ſtimmt der Oberſt der Buͤrgerwehr der Gemeinde das Bataillonsgericht. 
§. 98. 


Die Mitglieder der berittenen Buͤrgerwehr haben Stimmrecht bei der 
Wahl der Mitglieder der Buͤrgerwehrgerichte, unter welchen ſie ſtehen, und 
ſind zu Gerichtsmitgliedern waͤhlbar. 

$. 99. 

Die Beſtimmungen der $$. 95 — 98. finden auch auf die Bürgerwehr: 

Artillerie und Pionierabtheilungen Anwendung. 
$. 100. 


Die Wahl der Richter erfolgt auf Ein Jahr. Die Austretenden koͤnnen 
wieder gewaͤhlt werden. 


Für jeden Richter wird ein Stellvertreter gewaͤhlt. 
§. 101. 


— 305 — 


H. 101. 


Jeder Gewählte muß die Wahl annehmen. Im Falle der Wiederwahl 
iſt die Ablehnung geſtattet. 
$. 102. 

Die Mitglieder der Buͤrgerwehrgerichte wählen aus ihrer Mitte durch 
abſolute Stimmenmehrheit den Vorſitzenden. Ergiebt ſich dieſe Stimmenmehr— 
heit beim erſten Skrutinium nicht, ſo erfolgt eine zweite Abſtimmung uͤber die 
beiden Kandidaten, welche die meiſten Stimmen haben. 


H. 103. 


Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden bei jedem Buͤrger— 
wehrgericht von einem Berichterſtatter und von ſo vielen Stellvertretern deſſel— 
ben wahrgenommen, als das Beduͤrſniß des Dienſtes erfordert. 

Der Berichterſtatter und deſſen Stellvertreter, ſowie der Sekretair des 
Buͤrgerwehrgerichts, werden von den betreffenden Befehlshabern (F. 106.) aus 
den Mitgliedern der ihnen untergebenen Buͤrgerwehr auf ein Jahr ernannt. 


$. 104. 


Wenn die Mehrzahl einer Kompagnie oder eines Bataillons eines Dis— 
ziplinarvergehens ſich ſchuldig macht, fo wird durch den Oberſten ein benach- 
bartes Kompagnie- oder Batai.lonsgericht für kompetent erklaͤrt. 


§. 105. 


Es iſt ſowohl dem Berichterſtatter als dem Angeſchuldigten geſtattet, vier 
Mitglieder des Gerichts zu rekuſiren. In dieſem Falle tritt für den Rekuſirten 
deſſen Stellvertreter ein. 


Abſchnitt XI. 
Verfahren der Buͤrgerwehrgerichte. 


§. 100. 

Die Anzeigen von Disziplinarvergehen der Buͤrgerwehrmaͤnner und Rot⸗ 
tenfuͤhrer werden dem Hauptmanne (oder Rittmeiſter), von Disziplinaroergehen 
der Zugfuͤhrer, Hauptleute und Rittmeiſter dem Major, und von Disziplinar— 
vergehen der Majore dem Oberſten eingereicht. 


§. 107. 


Die eine oder die andere der vorbezeichneten Perſonen uͤberſendet die An— 
zeige dem Berichterſtatter bei dem zuſtaͤndigen Buͤrgerwehrgerichte. 
Jahrgang 1848. (Nr 3047.) 35 108. 
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$. 1 08. 


Der Berichterſtatter kann noͤthigenfalls durch ſummariſche Vernehmung 
der von der Sache unterrichteten Perſonen oder durch ſonſtige geeignete Mittel 
ſich diejenigen Aufklaͤrungen verſchaffen, welche zur Erhebung einer beſtimmten 
Beſchuldigung erforderlich ſind. 


$. 109, 

Der Berichterftatter überreicht die Schrift, welche die Beſchuldigung ent 
haͤlt, dem Vorſitzenden des Buͤrgerwehrgerichts mit dem Antrage, zur Ber 
handlung der Sache einen Termin zu beſtimmen. 

$. 110. 


Zu dem von dem Vorſitzenden beſtimmten Termin wird der Beſchul— 
digte, unter abſchriftlicher Mittheilung der Beſchuldigungsſchrift, auf Anſuchen 
des Berichterſtatters mit der Warnung vorgeladen, daß im Falle ſeines Aus— 
bleibens nichtsdeſtoweniger mit der Unterſuchung und Entſcheidung verfahren 
werden ſoll. 


K. 111. 


| Der Beſchuldigte muß in Perſon oder durch einen Bevollmächtigten er⸗ 
ſcheinen. Das Gericht iſt jedoch befugt, ſeine perſoͤnliche Anweſenheit zu ver— 
langen. Es kann ihm ein Vertheidiger zur Seite ſtehen. 
§. 112. 
Erſcheint der Beſchuldigte zu der in der Vorladung beſtimmten Stunde 
nicht, fo wird deſſenungeachtet zur Verhandlung und Entſcheidung geſchritten. 
$. 113. 


Gegen die Kontumazialverurtheilung (F. 110., 112.) findet der Einſpruch 
ſtatt. Derſelbe muß jedoch innerhalb dreier Tage nach der Bekanntmachung 
des Urtheils an den Beſchuldigten durch eine dem Berichterſtatter zuzuſtellende 
Erklaͤrung eingelegt werden. 


§. 114. 
Zur Entſcheidung uͤber den Einſpruch wird der Verurtheilte in eine von 
dem Vorſitzenden des Gerichts zu beſtimmende Sitzung vorgeladen. 
H. 115. 
Wird kein Einſpruch eingelegt oder erſcheint der Verurtheilte nicht in 
der beſtimmten Sitzung, fo wirs das Kontumazialurtheil rechtskraͤftig. 
$. 116. 
Das Verfahren vor dem Buͤrgerwehrgerichte ift öffentlich. 


2 
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Die Polizei der Sitzung ſteht dem Vorſitzenden zu, welcher das Recht 
hat, Jeden, der die Ordnung ſtoͤrt, zu entfernen oder feſtnehmen zu laſſen. 

Wird die Storung durch ein Verbrechen, ein Vergehen oder eine Ueber— 
tretung verurſacht, ſo wird daruͤber ein Protokoll aufgenommen. Handelt es 
ſich hierbei von einem Disziplinarvergehen eines Buͤrgerwehrmanns, ſo wird 
daruͤber ſofort verhandelt und entſchieden. In allen anderen Faͤllen wird der 
Beſchuldigte an die kompetente Behoͤrde verwieſen und derſelben das Protokoll 
uͤberſandt. 


r 


Die Verhandlungen vor dem Buͤrgerwehrgerichte finden in folgender 
Ordnung ſtatt: 


Der Sekretair ruft die Sache auf. 


Wenn der Beſchuldigte die Zuſtaͤndigkeit des Buͤrgerwehrgerichts ablehnt, 
ſo entſcheidet daſſelbe zuerſt hieruͤber. 5 i 3 j 


Erklärt es ſich für inkompetent, fo wird die Sache an die zuſtaͤndige 
Behoͤrde verwieſen. 

Der Sekretair verlieft die Anzeige oder Meldung und die etwaigen zu 
deren Unterſtützung dienenden Aktenſtücke. Hat der Berichterſtatter oder der 
Beſchuldigte Zeugen vorladen laſſen, ſo werden dieſe vor ihrer Vernehmung 
vereidet. 

Der Beſchuldigte oder fein Vertheidiger wird gehört. Der Bericht: 
erſtatter legt das Ergebniß der Unterſuchung dar und ſtellt feinen Antrag. 
Der Beſchuldigte oder fein Bevollmächtigter und fein Vertheidiger können ihre 
Bemerkungen vorbringen. 

Demnaͤchſt berathſchlagt das Buͤrgerwehrgericht im Geheimen, ohne daß 
der Berichterſtatter zugegen iſt, und der Vorſitzende verkuͤndigt das Urtheil. 


§. 118. 


Wenn das Gericht eine weitere Aufklaͤrung der Sache, insbeſondere die 
Aufnahme von anderweiten Beweiſen fuͤr erforderlich hält, fo kann es die Faͤl— 
lung des Urtheils ausſetzen und einen Termin zur Fortſetzung des Verfahrens 

eſtimmen. 


$. 119. 


Die Richter find bei Faͤllung des Urtheild an Beweisregeln nicht gebun— 
den, ſondern haben nach genauer Profung aller Beweiſe fuͤr die Beſchuldigung 
und Vertheidigung nach ihrer freien, aus dem Inbegriff der vor ihnen erfolg: 

(Nr. 3047.) 55* ten 
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ten Verhandlungen geſchoͤpften Ueberzeugungen daruͤber zu entſcheiden, ob der 
Beſchuldigte ſchuldig oder nichtſchuldig ſei. 


$. 120. 


Das Urtheil wird nach abſoluter Stimmenmehrheit der Richter erlaſſen. 
Wenn ſich bei der Stimmzaͤhlung entweder uͤber die Art oder das Maaß der 
Strafe die abſolute Slimmenmehrheit fuͤr eine Meinung nicht ergiebt, ſo wer— 
den die Stimmen der haͤrteſten Strafe der naͤchſt gelinderen ſo lange beigezaͤhlt, 
bis die abſolute Stimmenmehrheit vorhanden iſt. j 


§. 121. 


Das Weſentliche der Verhandlungen, insbeſondere der Auslaſſung des 
Beſchuldigten und der Zeugenausſagen, wird zu Protokoll genommen. In 
daſſelbe wird auch das Urtheil niedergeſchrieben. Es wird von dem Vorſitzen— 
den und dem Sekretair unterzeichnet. 


$. 122. 


Die Urtheile des Buͤrgerwehrgerichts werden dem betreffenden Befehls— 
haber (F. 166.) ſofort überjandt, welcher die Vollſtreckung der erkannten 
Strafen zu veranlaſſen hat. 


§. 123. 


Das Urtheil, welches auf einen einfachen Verweis lautet, wird dadurch 
vollzogen, daß es dem Verurtheilten von dem Befehlshaber im Beiſein von 
ſechs Mitgliedern der Buͤrgerwehr vorgeleſen wird. Beim geſchaͤrften Ver— 
weiſe geſchieht die Vorleſung vor verſammelter Mannſchaft. 


§. 124. 


Die Geldbußen (H. 88.) fließen zur Gemeindekaſſe. 


Die zwangsweiſe Beitreibung derſelben geſchieht in derſelben Weiſe, wie 
die der Gemeinde-Abgaben. 


Von jedem auf Geldbuße lautenden Urtheile wird ein Auszug dem Ge— 
meindevorſteher uͤberſandt. 
$. 125. 


Die Entziehung des Grades und die Entfernung aus der Buͤrgerwehr 
wird der verſammelten Kompagnie oder Schwadron durch Tagesbefehl ver⸗ 
kuͤndet. f 


§. 126. 


ve 


§. 126, 


Im Falle der Pflichtverletzung oder Unfähigkeit kann der Oberft, jedoch 
nur auf den Antrag der Kreisvertretung, durch den König vom Amte entfernt 
werden. 


A bſchnitt XIII. 
Beſondere und tranſitoriſche Beſtimmungen. 


K 12. 


Alle Angelegenheiten der Buͤrgerwehr find porto-, ſportel⸗ und ſtempelfrei. 
Die Buͤreaukoſten der Buͤrgerwehr, ſowis alle anderen Verwaltungskoſten, 
beſtreitet die Gemeindekaſſe. 


$. 128. 


Durch die Bildung der Buͤrgerwehr nach der Beſtimmung dieſes Geſetzes 
werden alle zur Buͤrgerwehr gegenwaͤrtig gehörenden oder neben derſelben be— 
ſtehenden bewaffneten Korps aufgelöft, 

Die Mitglieder der Schuͤtzengilden duͤrfen ſich weder dem Dienſte in der 
Buͤrgerwehr entziehen, noch innerhalb' derſelben beſondere Abtheilungen bilden; 
es iſt ihnen aber unverwehrt, zu ihren ſonſtigen, mit der Beſtimmung der 
Buͤrgerwehr nicht zuſammenfallenden Zwecken als bewaffnete Korporalionen 
fortzubeſtehen. 


$. 129. 


Die in dieſem Geſetze den Bezirks- oder Kreisvertretungen beigelegten 
Verrichtungen werden bis zur Einfuͤhrung der neuen Kreis- und Bezirksord— 
nung von den Regierungen und Landräthen wahrgenommen. 

Die den Gemeindevertretungen zugewieſenen Verrichtungen werden da, 
wo dergleichen noch nicht beſtehen, von der Gemeindeverwaltung ausgeuͤbt. 


§. 130. 
Bis zur vollſtändigen Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes bleiben die bereits aus— 
gegebenen Waffen im Beſitz der Gemeinde. 
$. 131. 
Die im H. 7. vorgeſchriebene feierliche Verſicherung bleibt bis zur Ema— 
nation der Verfaſſungs-Urkunde ausgeſetzt. 
1 H. 132. 
Aenderungen, welche die kuͤnftige Preußiſche Wehrverfaſſung und das 
allgemeine Deutſche Wehrgeſetz etwa nothig machen, werden voroehalten— 
(Fr. 30172018.) Ur⸗ 
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Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansjouei, den 17. Oktober 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Pfuel. Eichmann. v. Bonin. Kisker. Gr. v. Doͤnhoff. 
Fuͤr den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten: 
v. Ladenberg. 


(Nr. 3048.) Verordnung, betreffend die Ausführung des Gefikes uͤber die Errichtung 
der Buͤrgerwehr. Vom 17. Oktober 1848. 


& x 1 8 2 2 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. 2. a 

verordnen auf den Antrag der zur Vereinbarung der Preußiſchen Staatsver— 
Falbıng berufenen Verſammlung, nach Anhörung Unſeres Staatsminiſteriums, 
was folgt: j 

Bis zu dem Zeitpunkte, wo die neue Verfaſſung und die neue Kreis⸗ 
und Gemeindeordnung in Kraft getreten ſein wird, ſollen nachſtehende tranſito— 
riſche Beſtimmungen gelten: s 4 

Die in F. 7. des Buͤrgerwehrgeſetzes verordnete feierliche Verſicherung 
findet nicht Statt. 9 2 


In dringenden Fallen, wo die Requifition der Civilbehoͤrden nicht ab: 
gewartet werden kann, haben die Anführer der Buͤrgerwehr bis zum Haupt: 
mann einſchließlich hinab das Recht, die Buͤrgerwehr ihres Bezirks auf eigene 
Verantwortlichkeit zum Schutze der geſetzlichen Ordnung, der Perſonen und des 
Eigenthums zuſammen zu berufen und in Wirkſamkeit treten zu laſſen. 


. 


Die vom Staate den Gemeinden verabreichten Waffen bleiben jedenfalls 
bis zu dem oben angegebenen Zeitpunkte im Beſitze der Gemeinden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 17. Oktober 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Pfuel. Eichmann. v. Bonin. Kisker. Gr. v. Doͤnhoff. 


Fuͤr den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten: 
v. Ladenberg. 


(Nr. 3010.) 


— 31 — 
(Nr. 3049.) Patent über die Publikation des Reichsgeſetzes zum Schutze der verfaſſungge— 


benden Reichsverſammlung und der Beamten der proviſoriſchen Central⸗ 
gewalt. Vom 17. Oktober 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 
thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen: 
Nachdem der Reichsverweſer, in Ausfuͤhrung des Beſchluſſes der deut— 
ſchen Nationalverſammlung vom 9. Oktober 1848., unterm 10. Oktober 1848. 
nachfolgendes Geſetz verkuͤndet hat: 


Artikel 1. 

Ein gewaltſamer Angriff auf die Reichsverſammlung, in der Ab— 
ſicht, dieſelbe auseinander zu treiben, oder Mitglieder aus ihr zu entfer⸗ 
nen, oder die Verſammlung zur Faſſung oder Unterlaſſung eines Be— 
ſchluſſes zu zwingen, iſt Hochperrath, und wird mit Gefaͤngniß und nach 
Verhaͤltniß der Umſtaͤnde mit Zuchthausſtrafe bis zu zwanzig Jahren 
beſtraft. Wer zu ſolchen Handlungen oͤffentlich auffordert, wird nach 
richterlichem Ermeſſen beſtraft. 


Wadi Artikel 2. 

Die Theilnahme an einer Zuſammenrottung, welche waͤhrend der 
zu einer Sitzung anberaumten Zeit in der Nihe des Sitzungslokales ſtatt⸗ 
findet und ſich nicht auf die dreimalige Aufforderung der zuſtaͤndigen 
Behörde oder auf den Befehl des Vorfigenden der Nationalverſammlung 
aufloͤſt, wird bei Anſtiftern oder mit Waffen verſehenen Theilnehmern 
mit Gefaͤng⸗iß bis zu einem Jahre, bei anderen Theilnehmern bis zu 
drei Monaten beſtraft. 5 

Die Aufforderung muß von allgemein wahrnehmbaren Zeichen 
(3. B. Aufpflanzung einer Fahne oder eines weißen Tuches, Trommel— 
ſchlag oder dergl.) begleitet ſein. 


x Artikel 3. 

Es iſt während der ganzen Dauer der Reichsverſammlung ver: 
boten, eine Volksverſammlung unter freiem Himmel innerhalb einer Ent— 
fernung von fünf Meilen von dem Sitze der Verſammlung zu halten. 
Die oͤffentliche Aufforderung zur Abhaltung einer ſolchen Verſammlung, 
die Fuͤhrung des Vorſitzes oder das oͤffentliche Auftreten als Redner in 
derſelben wird mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. 


Artikel 4. 

Ein gewaltſames Eindringen Nichtberechtigter in das Sitzungs— 

lokal der Reichsverſammlung, oder thaͤtliche Widerſetzlichkeit gegeu die 

mit Ausweiſung dort befindlicher Perſonen Beauftragten, endlich eine im 
Sitzungslokale von Nichtmitgliedern der Verſammlung ausgeuͤbte Be— 
drohung oder Beleidigung der Verſammlung, eines ihrer Mitglieder, 
Beamten oder Diener, wird mit Gefaͤngniß bis zu zwei Jahren beſtraft. 

(Nr. 3049.) Thaͤt⸗ 


8 ME 


Thaͤtlichkeiten im Sitzungslokale an einem Mitgliede, Beamten 
oder Diener der Verſammlung verübt, werden außer der geſetzlichen Bes 
ſtrafung der Handlung an ſich, mit Gefaͤngniß bis zu fuͤnf Jahren belegt. 


Artikel 5. 


Oeffentliche Beleidigungen der Reichsverſammlung auch außerhalb 
des Sitzungslokales veruͤbt, unterliegen einer Gefaͤngnißſtrafe bis zu 
zwei Jahren. i 

Artifel 6. 


Eine an einem Mitgliede der Reichsverſammlung in Beziehung auf 
ſeine Eigenſchaft oder ſein Verhalten als Abgeordneter veruͤbte Thallich⸗ 
keit wird, außer der geſetzlichen Strafe der Handlung, mit Gefaͤngniß 
bis zu drei Jahren beſtraft. 

Bei gefaͤhrlichen Bedrohungen oder oͤffenllichen Beleidigungen dieſer 
Art tritt eine Gefaͤngnißſtrafe bis zu ſechs Monaten ein. Wegen ſol⸗ 
cher öffentlichen Beleidigungen findet eine Verfolgung nur auf Antrag 
des Beleidigten ſtatt. . 

Artikel 7, 

Als eine öffentliche wird jede Beleidigung betrachtet, welche an 
öffentlichen Orten oder iu offentlichen Verſammlungen ſtattgefunden hat, 
oder in gedruckten oder ungedruckten Schriften, welche verkauft, vertheilt 
oder umhergetragen, oder zur Anſicht des Publikums angeſchlagen oder 
ausgeſtellt worden, enthalten iſt. 


Artikel 8. 


Die Beſtimmungen des Art. 4. finden auch Anwendung auf Bes 
drohungen, Beleidigungen und Thaͤtlichkeiten gegen Beamte der provi⸗ 
ſoriſchen Centralgewalt. ; 

Artikel 9, 


Vorſtehendes Geſetz tritt in dem Gebiete der freien Stadt Frank⸗ 
furt mit dem dritten Tage, im Kurſuͤrſtenthum Heſſen, dem Großherzog: 
thum Heſſen, dem Herzogthum Naſſau, der Landgrafſchaft Heſſen-Hom⸗ 
burg, in dem Koͤniglich Preußiſchen Kreiſe Wetzlar mit dem zehnten Tage, 
in allen uͤbrigen Theilen Deutſchlands mit dem zwanzigſten Tage nach 
ag Tage der Ausgabe des betreffenden Reichsgeſetzblattes in Frankfurt 
in Kraft. N 
fo bringen Wir dieſes Geſetz hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 

Urkundlich unter Unſerer hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 17. Oktober 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Pfuel. Eichmann. v. Bonin. Kisker. Gr. v. Doͤnhoff. 
Fur den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten: 
v. Ladenberg. 


